
Bericht  zur  106.  GV  des
Personalverbands  Kanton
Schwyz
geschrieben  von  sekretariat@oeffentlichespersonal.ch  |  Juni
18, 2024
Der  Vorstand  des  Personalverbands  Kanton  Schwyz  lud  seine
Mitglieder  am  Dienstag,  16.  April  2024,  zur  106.
Generalversammlung in die «Grüne Gans» im Tierpark Gold-au
ein. Dieser Einladung folgten 158 Mitglieder. Als Vertreter
der Regierung konnte Regierungsrat Xaver Schuler willkommen
geheissen werden.

Im Jahresbericht erwähnte der Präsident, Elias Tresch, dass
der Verband im vergangenen Jahr einen erfreulichen Zuwachs an
Mitgliedern  erfahren  durfte.  Leider  musste  auch  von  einem
langjährigen Mitglied Abschied genommen werden, welches nach
kurzer, schwerer Krankheit verstorben ist.

Der Vorstand hat sich im vergangenen Jahr zu insgesamt neun
Vorstandsitzungen getroffen und dabei die Gespräche mit den
Sozialpartnern vorbereitet, die Ergebnisse der durchgeführten
Mitarbeitendenbefragung 2023 besprochen und den Zwischenstand
der Bauprojekte – Verwaltungs- und Sicherheitszentrum Kaltbach
sowie das Polizei- und Justizzentrum Biberbrugg – diskutiert
und  die  Vorbereitungen  zum  Mitgliederevent,  Besuch  des
Höllochs  im  Muotathal,  sowie  der  Generalversammlung
vorgenommen.

Zu  den  Forderungen  betreffend  der  Lohnrunde  2024  gab  der
Präsident, Elias Tresch, bekannt, dass die Regierung nicht
allen Forderungen zugestimmt habe.

Anstelle der 2% der Gesamtlohnsumme für die Lohnentwicklung
2024  einzusetzen,  hat  die  Regierung  1,5%  zur  Verfügung
gestellt.
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Die zweite Forderung betrifft den Teuerungsausgleich, welcher
von  der  Regierung  voll  ausgeglichen  wurde.  Für  den
Personalverband Kanton Schwyz ist die Auszahlung eines vollen
Teuerungsausgleiches  sehr  wichtig,  damit  die  Kaufkraft
erhalten  bleibt  und  dies  ein  Zeichen  der  Wertschätzung
gegenüber seinen Mitarbeitenden ist.

Der Personalverband Kanton Schwyz bietet seinen Mitgliedern
eine  Rechtsberatung  bei  personalrechtlichen  Anliegen.  Im
vergangenen Jahr haben sieben Mitglieder von diesem Angebot
Gebrauch gemacht.

Trotz einer negativen Jahresrechnung ist der Personalverband
Kanton  Schwyz  finanziell  auf  stabilen  Beinen.  An  der
Generalversammlung 2023 wurde der durch den Dachverband ZV
Öffentliche  Personal  Schweiz  eingeführten
Arbeitsrechtschutzversicherung  zugestimmt.

Dadurch erhöhte sich der jährliche Mit-gliederbeitrag um Fr.
9.– pro Mitglied. Aufgrund des stabilen Vereinsvermögens wurde
der Antrag des Vorstands angenommen, dass der Personalverband
Kanton Schwyz die Kosten für die Rechtschutzversicherung 2024
übernimmt. Bei den Wahlen wurde der Kassier, Reto Steiner, mit
grossem  Applaus  im  Amt  bestätigt.  Als  Ersatz  für  die
abtretende Rechnungsrevisorin Heidi Gnos wurde Anita Schilter
von den anwesenden Mitgliedern mit Applaus gewählt.

Verbandsmitglied und Schwyzer Polizei-kommandant, Bruno Suter,
berichtete an-schliessend über seine Arbeit sowie die Aufgaben
und die aktuellen Herausforderungen der Kantonspolizei Schwyz.

Die Verbandsmitglieder konnten interes-sante Einblicke in die
Arbeit  der  Polizistin-nen  und  Polizisten  im  Kanton  Schwyz
erhalten.

Vor dem Nachtessen richtete der Regierungsrat, Xaver Schuler,
das  Wort  an  die  Anwesenden  und  dankte  ihnen  für  ihren
täglichen  Einsatz  zum  Wohle  des  Kantons  Schwyz.



Krisen mit Resilienz begegnen
geschrieben von Hans Erdin | Juni 18, 2024
Neben äusseren Stressfaktoren, die nicht beeinflussbar sind
und die durch die Arbeitgebenden sofort zu beheben sind, z. B.
Diskriminierung, gibt es noch weitere Stressfaktoren, wie z.
B. individuelle Stressfaktoren. Der Umgang mit Letzteren lässt
sich zu einem gewissen Grade trainieren.

Einen wesentlichen Anteil an individuellen Stressfaktoren hat
das Handy. Neben dessen vielen positiven Auswirkungen bringt
es aber bei unreflektiertem Gebrauch auch viele Nachteile wie
z. B. die ständige Erreichbarkeit, das Vergleichen über die
sozialen Medien und der Zugang zu einer schier unbegrenzten
Anzahl an Möglichkeiten für alles über das Internet, das man
ja jederzeit mit sich trägt.

Im  Weiteren  tragen  auch  das  Arbeitsumfeld  und  familiäre
Umstände zu einem erhöhten Stresslevel bei.

Der  Fachkräftemangel,  schlechte  Kommunikation,  ineffiziente
und überflüssige Prozesse sind nur einige Beispiele dafür.
Abgrenzung  und  das  Treffen  von  guten  Entscheidungen  ist
energieraubend  und  kann  Stress  auslösen.  Zu  viel  und
anhaltender Stress kann zu tiefergreifenden Krisen führen.

Was ist Resilienz?
Als Resilienz wird die innere Widerstandskraft bezeichnet. Es
wird  auch  vom  «inneren  Immunsystem»  gesprochen.  Dessen
Aktivierung kommt dann besonders zu tragen, wenn man sich in
einer Krise befindet. Es hilft, diesen mit einer gewissen
Gelassenheit zu begegnen.

Menschen mit einem starken inneren Immunsystem begeben sich
nicht in die Opferrolle, sondern nehmen das Steuerrad selbst
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in die Hand und manövrieren sich selbst aus diesen Situationen
heraus.

Diese Fähigkeit ist eine wichtige Kompetenz, um Stress aller
Art  zu  bewältigen.  Wie  alle  Kompetenzen  kann  auch  diese
trainiert werden.

Dieses Training fängt man dann am besten dann an, wenn das
innere Immunsystem noch nicht aktiviert werden musste, das
heisst dann, wenn man glücklich und gesund ist. Zu diesem
Zeitpunkt hat man noch genügend emotionale Kapazität, sich
damit zu beschäftigen, was potenziell Stress auslösen könnte,
und auch, was einem in einem solchen Fall guttut und stärkt.

Ein  Stichwort  diesbezüglich,  das  in  jüngerer  Vergangenheit
einen  grösseren  Bekanntheitsgrad  erreicht  hat,  ist:
Achtsamkeit.

Wie trainiere ich Resilienz?
Achtsamkeit  beginnt  damit,  die  kleinen  Dinge  wahrzunehmen.
Dazu zählt, dass man sich am Ende eines Tages bewusst macht,
was  am  heutigen  Tag  als  gut  war  z.  B.  eine  erbauende
Unterhaltung  oder  das  sichere  Navigieren  durch  den
Strassenverkehr.

Dies sind Dinge, die uns selbstverständlich erscheinen, aber
es nicht sind. Der Fokus richtet sich viel zu schnell und
einseitig  auf  negative  Ereignisse  z.  B.  eine  misslungene
Präsentation oder das lange Anstehen für das Mittagessen.

Diese  Beispiele  stellen  Herausforderungen  betreffend  den
Umgang damit dar. Es geht darum, den Umgang damit zu lernen
und an diesen Herausforderungen zu wachsen. Das Erlernen eines
konstruktiven  Umgangs  mit  diesen  Herausforderungen,  die
ausser-halb  der  eigenen  Komfortzone  liegen,  trainiert  die
Resilienz massgeblich.

Achtsamkeit bedeutet auch, Gedankenhygiene zu betreiben, um
herauszufinden,  was  eine  bestimmte  Situation  bei  einem



auslöst.  Es  kann  auch  hilfreich  sein,  sich  zu
vergegenwärtigen, weshalb man einen bestimmten Beruf ausübt.

Denn  wer  weiss,  weshalb  er/sie  etwas  tut,  kann  dies  in
stressigen Situationen abrufen und besser damit umgehen. Im
Weiteren  sollte  man  nach  Feierabend  bewusst  eine  Auszeit
einplanen. Dazu kann es zentral sein, das Handy zur Seite zu
legen.

Ein Nebeneffekt dieses bewussten Weglegens kann auch sein,
dass  man  endlich  wieder  Zeit  hat.  Zeit,  um  Kontakte  zu
Freunden und Familie zu pflegen und sich auch über die eigenen
Probleme auszutauschen.

Dieser Austausch ist eine Übersetzung der Gedanken in Worte,
was die Verarbeitung von Herausforderungen massgeblich unter-
stützt. Dieser Austausch und die Nähe zu Menschen sind es denn
auch,  die  in  Krisenzeiten  wichtige  Ankerpunkte  bilden,  um
nicht von den schwierigen Umständen weg-gespült zu werden.

Quelle: «komba magazin dbb», April 2024, 42 – 44.

Digitale  Überwachung  am
Arbeitsplatz
geschrieben  von  sekretariat@oeffentlichespersonal.ch  |  Juni
18, 2024
Mit der zunehmenden Digitalisierung sowie auch dem zukünftig
am  Arbeitsplatz  zu  erwartenden  Einsatz  von  künstlicher
Intelligenz  stellt  sich  die  Frage,  inwiefern  Arbeitgebende
ihre Arbeitnehmenden überwachen dürfen.

Ein  Beispiel  betreffend  die  Überwachung  in  der  Verwaltung
wäre, wenn die Leistung der Mitarbeitenden durch KI überwacht
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wird.  Ein  weiteres  Beispiel  betrifft  das  Arbeiten  im
Homeoffice. Dabei ist zu fragen, inwiefern der Arbeitgeber
überprüfen darf, ob die Arbeitnehmerin die Arbeitszeiten im
Homeoffice eingehalten hat.

Grundlagen
Generell  ist  festzuhalten,  dass  Arbeitgebende  generell  von
Gesetzes  wegen  (öffentliches  Personalrecht  und/oder  OR)
gegenüber den Arbeitnehmenden eine Fürsorgepflicht haben. Da
dies  auch  den  Schutz  der  Persönlichkeit  umfasst,  hat  der
Arbeitgebende diejenigen Eingriffe zu unterlassen, die nicht
durch den Arbeitsvertrag gerechtfertigt sind.

Die Überwachung von Arbeitnehmenden im Homeoffice stellt eine
Datenerhebung  dar.  Daher  müssen  Arbeitgebende  die
entsprechenden rechtlichen Grundlagen beachten. Dazu gehören
die  Datenschutzgesetze  von  Bund  und  Kantone,  je  nach
Anstellungsverhältnis  (privat-  oder  öffentlich-rechtlich)
sowie auch z. B. das öffentliche Personalrecht in Anlehnung an
Art. 328a OR.

Dort wird festgehalten, dass Arbeitgebende nur Daten ihrer
Arbeitnehmenden bearbeiten rsp. erheben, auswerten und auf-
bewahren  dürfen,  die  in  einem  Bezug  zum  Arbeitsverhältnis
stehen (z. B. Unterlagen zur Weiterbildung, Kontodaten zur
Lohnzahlung,  Arztzeugnisse  etc.)  und  zur  Durchführung  des
Arbeitsvertrages erforderlich sind.

Das  Datenschutzgesetz  unterstreicht  dabei  die  Zweck-  und
Verhältnismässigkeit  sowie  die  Transparenz  bei  der
Datenerhebung.

Zentral  ist  dabei  die  Vorgabe,  dass  im  Rahmen  der
Datenerhebung nur Daten zu einem bestimmten Zweck gesammelt
werden dürfen und dies nicht auch mit einem milderen Mittel
erreicht werden könnte.

Das vorrätige Sammeln von Daten ist unzulässig. Als Beispiel
kann hier für das Homeoffice die permanente Überwachung der



Benutzung  des  Internets,  des  E-Mail-Verkehrs  sowie  des
Telefons angeführt wer-den. Dies wäre gesetzeswidrig.

Transparenz bedeutet, dass Arbeitnehmende vorgängig über die
Möglichkeit  der  Überwachungsmassnahmen  informiert  werden
müssen.

In jüngerer Vergangenheit hat das Bundesgericht mehrmals zum
Thema Überwachung der Arbeitnehmenden geurteilt.

Dienstwagen mit GPS-Überwachung (BGE 130 II 425)
Der  Einsatz  von  GPS-Geräten  in  Dienstwagen  ist  nicht
grundsätzlich  verboten.  Es  werden  allerdings  hohe
Anforderungen an deren Einsatz gestellt. So ist eine reine
Verhaltensüberwachung des Arbeitnehmers unzulässig. Zulässig
wäre hier nur eine sporadische und nachträgliche Überwachung.
Dabei  kommt  das  jeweilige  Datenschutzgesetz  zur  Anwendung,
womit die permanente Echtzeitübertragung widerrechtlich ist.
Ist es einer Arbeitnehmerin erlaubt, den Dienstwagen auch zu
privaten  Zwecken  zu  verwenden,  so  muss  der  Arbeitgeber
sicherstellen, dass die Arbeitnehmerin das GPS abstellen kann,
sobald sie den Wagen zu privaten Zwecken verwendet.

Verwendung eines Überwachungsprogramms (BGE 139 II 7)
Unter  dem  Verdacht  der  dienstfremden  Verwendung  eines  dem
Arbeitnehmenden zur Verfügung gestellten Gerätes hatte eine
Firma  dies  mit  einem  heimlich  installierten
Überwachungsprogramm  beweisen  wollen.  Die  Überwachung  wurde
für  rechtswidrig  und  die  daraus  gewonnenen  Beweise  für
unzulässig  erklärt.  Ebenfalls  würde  somit  eine  darauf
basierende Entlassung ungültig sein. Dieses Urteil wurde mit
Verweis auf das Arbeitsgesetz Art. 6 (Schutz der Integrität
des Arbeitnehmenden) begründet, denn das Überwachungsprogramme
sammelte heimlich und umfassend Daten, womit die Integrität
des Arbeitnehmenden verletzt wurde.

Verstoss gegen Online-Sicherheitsrichtlinien (BGE 143 II 443)
Die Sicherheitssoftware der SBB betreffend das Surfen im Web



(Antivirus, Maleware etc.) hatte den wiederholten Besuch von
pornografischen Seiten durch einen Arbeitnehmer registriert.
Der Besuch solcher Websites ist gemäss interner Regelung der
SBB verboten. Vor dem Besuch einer solchen Website erschien so
dem Arbeitnehmer auch jeweils ein Fenster, das diesen auf das
Verbot  hinwies.  Es  folgte  eine  fristlose  Entlassung.  Die
Analyse des Internetverkehrs erfolgte weder unter Zustimmung
des Arbeitnehmers noch der Geschäftsleitung. Obwohl dies nicht
in jeder Hinsicht korrekt war, stützte das Bundesgericht die
fristlose  Kündigung.  Als  Begründung  wurde  eine
Interessenabwägung  ins  Feld  geführt,  denn  die  SBB  als
öffentliche  Unternehmung  haben  einen  tadellosen  Ruf
aufrechtzuerhalten.  Im  Weiteren  wurde  der  fehlbare
Arbeitnehmer jeweils explizit auf das Verstossen gegen interne
Richtlinien mittels Pop-up-Fenster aufmerksam gemacht.

Polizeiliche  Videoüberwachung  in  Räumlichkeiten  des
Unternehmens  (BGE  145  IV  42)
Die Zulässigkeit polizeilicher Überwachungsmassnahmen richtet
sich nach der Strafprozessordnung. Solche sind nur zulässig,
wenn  es  der  Aufklärung  einer  Straftat  dient,  von  der
Staatsanwaltschaft angeordnet und vom Zwangsmassnahmengericht
genehmigt wurde. In diesem Fall ist zu unterstreichen, dass
die  Überwachung  aufgrund  eines  Diebstahls  erfolgte,  was
grundsätzlich zulässig ist. Allerdings hatte die Polizei keine
Genehmigung  des  Zwangsmassnahmengerichts,  was  die  aus  der
Überwachung  gewonnenen  Erkenntnisse  absolut  unverwertbar
macht.

Auflösung  des
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Arbeitsverhältnisses  und
Forderung  aus  einer
Ausbildungsvereinbarung
geschrieben von Dr. Nicole Vögeli Galli | Juni 18, 2024
Urteil  VB.2022.00343  des  Verwaltungsgerichts  des  Kantons
Zürich vom 25. Mai 2023: Erstellt eine Arbeitnehmerin (A)
einen nicht zutreffenden Leistungsnachweis mit den Logos der
Arbeitgeberin  und  lässt  diesen  von  einer  Arbeitskollegin
unterzeichnen,  so  liegt  ein  sachlicher  Kündigungsgrund
betreffend Arbeitnehmerin A vor.

Da dies ein begründeter Anlass zur Kündigung darstellt, ist
sie  zur  Rückzahlung  aus  einer  Ausbildungsvereinbarung
verpflichtet.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich hatte den Fall einer
ehemaligen Arbeitnehmerin (A) eines Pflegezentrums der Stadt B
zu beurteilen. Sie war seit dem 15. November 2017 angestellt
und  absolvierte  ab  Januar  2018  parallel  zu  ihrer
Arbeitstätigkeit eine zweijährige Ausbildung. Am 29. März 2018
schloss  A  mit  der  Stadt  dies-bezüglich  eine
Ausbildungsvereinbarung  mit  Rückzahlungsvorbehalt  ab.

Am 4. März 2021 liess A einen von ihr er-stellten, nicht
zutreffenden  Leistungsausweis  durch  eine  Arbeitskollegin
unterzeichnen.  Das  Dokument  benötigte  A  für  ihre
Weiterbildung.  Darin  wurde  bestätigt,  dass  A  während  100
Stunden  im  Rahmen  von  Lernveranstaltungen  Teilnehmende
ausgebildet habe. Der Leistungsausweis enthielt den Briefkopf
der Stadt und des Pflegezentrums. Bereits zuvor hatte die
Stadt  A  verwarnt,  nachdem  diese  wiederholt  Bilder  vom
Arbeitsplatz in den sozialen Medien veröffentlicht hatte.

Am 2. Juli 2021 kündigte die Stadt das Anstellungsverhältnis
wegen mangelnden Vertrauens per 31. Oktober 2021 und forderte,
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gestützt auf die Ausbildungsvereinbarung, CHF 18 071.60 von A
zurück.

Das Verwaltungsgericht des Kantons Zürich führte aus, dass die
Ausbildungsverantwortliche  von  A  sich  zuvor  ausdrücklich
geweigert habe, die Bestätigung auszustellen. Indem sich A in
der  Folge  selbst  den  unzutreffenden  Leistungsausweis
ausgestellt habe, habe A in erheblicher Weise die Treuepflicht
verletzt. Hinzu komme, dass die Stadt vor weniger als zwei
Wochen eine einschlägige Verwarnung ausgesprochen habe. Dies
vermöge  objektiv  betrachtet  einen  Vertrauensverlust  seitens
der Stadt begründen. Zum Kündigungszeitpunkt sei A erst 3½
Jahre  bei  der  Stadt  angestellt  gewesen,  womit  sich  die
Kündigung als verhältnismässig erweise und rechtmässig erfolgt
sei.

Bezüglich der Rückzahlungspflicht erwog das Verwaltungsgericht
des  Kantons  Zürich,  dass  es  sich  bei  einer
Ausbildungsvereinbarung  um  einen  verwaltungsrechtlichen
Vertrag  handle,  auf  welchen  sich  die  Rückforderung  ohne
weitere, gesetzliche Grundlage direkt stützen könne. Nach dem
Gebot von Treu und Glauben könne keine Rückzahlung verlangt
werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer keinen
sachlichen Grund für eine Kündigung gegeben haben.

Wenn  das  Arbeitsverhältnis  aus  Gründen,  die  bei  der
Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer liegen, aufgelöst werde,
sei  eine  Rückforderung  demgegenüber  zulässig.  Dies  gelte
unabhängig  davon,  welche  Partei  die  Kündigung  ausspreche.
Andernfalls  könne  die  Rückzahlungspflicht  umgangen  werden,
indem  die  Arbeitnehmerin  oder  der  Arbeitnehmer  durch
Fehlverhalten die Kündigung des Arbeitsverhältnisses seitens
der  Anstellungsbehörde  provoziere.  Vorliegend  habe  A  den
Vertrauensverlust verursacht, weshalb sie zur Rückzahlung aus
der Ausbildungsvereinbarung verpflichtet sei.



SCHWEIZER LOHNSTRUKTUR 2022
geschrieben  von  sekretariat@oeffentlichespersonal.ch  |  Juni
18, 2024
Der  durchschnittliche  Monatslohn  (privat  und  öffentlicher
Sektor) betrug in der Schweiz im Jahr 2022 brutto CHF 6788.
Markante Unterschiede sind je nach Wirtschaftszweig und Profil
des  Arbeitnehmenden  auszumachen.  Ein  Drittel  der
Arbeitnehmenden  erhielten  Boni,  während  fast  jeder  achte
(12,1%) zu einem Tieflohn angestellt war.

Der durchschnittliche monatliche Bruttolohn von CHF 6788 wurde
für  eine  Vollzeitstelle  bezahlt.  Bei  den  tiefsten  Löhnen
verdienen 10% der Arbeitneh-menden weniger als CHF 4487 für
eine Vollzeitstelle, wohingegen den 10% der Arbeitnehmenden
mit den höchsten Löhnen über CHF 12 178 bezahlt wurde.

Lohnschere bleibt gleich

Der Gesamtabstand zwischen den tiefsten und höchsten Löhnen
hat sich zwischen 2008 und 2022 gesamtwirtschaftlich (privat
und öffentlicher Sektor) minimal verringert. Dabei sind die
Löhne der 10% der am besten Verdienenden am meisten gestiegen
(13,5%), die der 10% am schlechtesten bezahlten um 14,3% und
die der Mittelschicht um 11,5%.

Branche definiert Lohnniveau

Am  oberen  Ende  der  Lohnschere  finden  sich  Branchen  wie
Informationstechnologie (CHF 9412), Pharmaindustrie (10 296),
Banken (CHF 10 491) und die Tabakindustrie (CHF 13 299). Rund
um den Durchschnitts lohn finden sich Branchen wie das Bau-
gewerbe  (CHF  6410),  die  Luftfahrt  (CHF  6980),  die
Maschinenindustrie (CHF 7245) und der Grosshandel (CHF 7414).
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Am unteren Ende reihen sich unter anderem ein: Detailhandel
(CHF 5095), Gast-gewerbe (CHF 4601), Beherbergung (CHF 4572)
und persönliche Dienstleistungen (CHF 4384).

Mehr als eine halbe Million Arbeitnehmende, das sind 10,5%
aller Arbeitnehmenden, waren 2022 in solchen Tieflohnstellen
beschäftigt. Diese Zahl ist seit Jahren konstant.

Ausbildung und Verantwortung differenzieren Lohn weiter aus
Arbeitnehmende mit einem universitären Abschluss wurden pro
Monat für eine Voll-zeitstelle brutto CHF 10 210 entlöhnt. Ein
Fachhochschulabschluss resultierte in CHF 9000 und eine EFZ in
CHF 6190 Lohn.  Dabei war aber schlussendlich die Stellung
innerhalb  der  Firma  noch  weiter  entscheidend  für  den
effektiven  Lohn.

So  erhielt  eine  Hochschulabgängerin  in  verantwortungsvoller
Position CHF 13 883 wohingegen ein solcher ohne Verantwortung
mit CHF 8481 entlöhnt wurde. Mit einem EFZ konnte zwischen CHF
8106 und 5970 verdient werden je nach Verantwortung.

Die Daten zeigen auch, dass Führungs-kräfte ohne Schweizer
Pass (CHF 12 791) mehr verdienten als Schweizer Führungs-
kräfte (CHF 10 476).

In Anstellungen ohne Führungsverantwortung erhielten Schweizer
Arbeitnehmende  (CHF  6496)  mehr  als  Arbeitnehmende  ohne
Schweizer Pass (CHF 5300).

Geschlechterspezifischer Lohnunter- schied

Der Lohnunterschied zwischen den Geschlechtern verringert sich
langsam. So lag er im Jahr 2022 bei 9,5% gegenüber 10,8% im
Jahr 2020 und 11,5% im Jahr 2018. Die-se Unterschiede lassen
sich teilweise durch unterschiedliche berufliche Anforderungen
erklären, die für die Ausübung einer Stelle gefordert werden.

Auf der anderen Seite widerspiegeln sie die unterschiedliche
Integration der Frauen und Männer auf dem Arbeitsmarkt. So er-



hielten Frauen in Führungspositionen CHF 9565, Männer aber CHF
11  212.  Dies  entspricht  einem  Unterschied  von  14,7%.  Am
anderen Ende der Lohnschere war dies weniger ausgeprägt mit
5,7% weniger Lohn für die Frauen.

Stellen mit weniger als CHF 4500 (sogenannten Tieflohnstellen)
waren zu 62,1% durch Frauen besetzt, wohingegen Stellen mit
einem Lohn von über CHF 16 000 zu 75,4% durch Männer besetzt
waren.

Monatslohn und Boni13.

Die grosse Mehrheit (76,2%) der Arbeit-nehmenden erhielt einen
13.  Monatslohn.  Im  Jahr  2022  zahlten  lediglich  27,6%  der
Firmen gar keinen 13. Monatslohn.

Obwohl weniger Arbeitnehmende Boni erhielten (33,6%), stieg
deren Wert auf durch-schnittlich CHF 11 670.

Die Höhe der Boni variiert je nach Branche und Verantwortung.
So erhielten das obere Kader in der öffentlichen Verwaltung
CHF  4792,  im  Detailhandel  CHF  22  111,  in  der
Maschinenindustrie CHF 47 097, im Grosshandel CHF 96 416, bei
den Banken CHF 146 100 und in der Tabakindustrie CHF 293 830.
Personen ohne Führungsverantwortung erhielten durchschnittlich
CHF 4870 Boni.

Regionale Lohnunterschiede

Ein weiterer Faktor betreffend die Lohn-unterschiede ist der
Arbeitsort. In den Regionen Zürich, Genfersee und Nordwest-
schweiz erhalten die oberen Kader am meisten Lohn (ca. CHF 11
000). Das Tessin hat hier mit CHF 8755 das Nachsehen. Diese
Unterschiede  lassen  sich  teilweise  mit  der  räumlichen
Konzentration  der  Wirtschaftszweige  (z.  B.  Banken,  Tabak,
Pharma) erklären.

Quelle: Bundesamt für Statistik (Link zum Bericht via QR-
Code).



Umsetzung  der  neuen
Personalverordnung  für
Zürcher  Fachhochschulen
schafft  Unruhe  –fh-zh  liess
ein  Rechtsgutachten
erstellen.
geschrieben  von  sekretariat@oeffentlichespersonal.ch  |  Juni
18, 2024
Im Kanton Zürich brodelt es an den drei öffentlich-rechtlichen
Fachhochschulen  ZHAW  (Zürcher  Hochschule  der  angewandten
Wissenschaften),  ZHdK  (Zürcher  Hoch-schule  der  Künste)  und
PHZH (Pädagogische Hochschule Zürich).

Ursache ist eine neue Personalverordnung für das Lehr- und
Forschungspersonal  dieser  Fachhochschulen.  Der  Kickoff  zur
Revision  der  Personalverordnung  für  die  Fachhochschulen
erfolgte im März 2012.

Dann folgte ein 10 Jahre dauerndes Ringen um Revisionspunkte.
Ein besonders delikater Diskussionspunkt war die Schaffung von
neuen Personalkategorien.

Anstelle  der  bisherigen  Kategorien  der  Dozierenden,
Lehrbeauftragten und wissenschaftlichen Mitarbeitenden treten
neu die Kategorie der Professorinnen und Professoren und die
des  Lehr-  und  Forschungs-personals.  Die  Personalkategorie
«Lehr-  und  Forschungspersonal»  wurde  in  drei  Levels
aufgeteilt.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/verbaende/2024/04/umsetzung-der-neuen-personalverordnung-fuer-zuercher-fachhochschulen-schafft-unruhe-fh-zh-liess-ein-rechtsgutachten-erstellen
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Zehn Jahre nach dem Kickoff – im Juni 2022 – beschloss der
Regierungsrat des Kantons Zürich die heute vorliegende Fassung
der  neuen  Personalverordnung  für  die  Fachhochschulen.  Die
Inkraftsetzung legte er auf den 1. August 2024 fest.

Damit  gab  er  den  Fachhochschulen  zwei  Jahre  Zeit,  die
Angestellten in die neuen Personalkategorien zu überführen.
Falls  Verschlechterungen  entstehen  würden,  müssten  die
Fachhochschulen  einen  Sozialplan  erstellen.  Das
Revisionsprojekt  stand  zudem  unter  der  Vorgabe  der
Kostenneutralität.

Es  zeichnete  sich  ab,  dass  in  den  Fachhochschulen  die
Überführung  in  die  drei  Levels  zur  Herausforderung  wurde.
Mangelnde  Transparenz  und  fehlende  Fachkompetenz  der
zuständigen  Stellen  in  den  Hochschulen  belasten  nun  die
Umsetzung  des  anspruchsvollen  Projekts.  So  erliess
beispielsweise  die  Pädagogische  Hochschule  Weisungen  mit
vielen rechtlichen Mängeln und dem Ziel, die Mehrheit der
Dozierenden in eine tiefere Lohnklasse zu versetzen.

Zudem versuchen alle drei Hochschulen mit einem Lohnstufen-
Trick, den Sozialplan zu umgehen, indem sie den Mitarbeitenden
den bisherigen Lohnbetrag garantieren. Das erweckt auf den
ersten Blick den Eindruck von Fairness.

Bei  genauerem  Hinschauen  erkennt  man  aber,  dass  bisherige
Einstufungsfehler  bei-behalten  werden  und  jenen
Mitarbeitenden,  die  in  eine  höhere  Lohnklasse  eingereiht
werden,  eine  Lohnstufensenkung  erfahren,  um  den  bisherigen
Lohn zu erhalten.

Mitarbeitende, denen eine Lohnklasse weggenommen wird, wird
zur Beibehaltung des Lohnes die Lohnstufe erhöht. Ihnen wird
aber  die  individuelle  Lohnentwicklung  über  5  bis  6  Jahre
verweigert.  Die  PHZH  begünstigt  zudem  einseitig
Führungsfunktionen.

Die  Empörung  unter  den  Mitarbeitenden  über  das



Umsetzungsprozedere  der  Hochschulen  ist  gross.

Der Verband der Mitarbeitenden der Fachhochschulen im Kanton
Zürich  (fh-zh)  hat  darum  von  Dr.  Michael  Merker  und  MLaw
Nadine Seiler ein Rechtsgutachten über die Umsetzung der neuen
Personalverordnung an den Fachhochschulen erstellen lassen.

Das  Rechtsgutachten  untersuchte  beispielhaft  die  beiden
Weisungen der Pädagogischen Hochschule Zürich, welche zur Um-
setzung der neuen Personalverordnung erlassen wurden.

Das sorgfältig erarbeitete Rechtsgutachten liegt seit Mitte
März 2024 vor. Die vom fh-zh gestellten Fragen sind objektiv,
ausführlich, klar und verständlich beantwortet worden.

Es zeigt auf, dass die Weisungen der PHZH viele rechtliche
Mängel aufweisen und mehrfach gegen die übergeordnete neue
Personalverordnung für die Fachhochschulen verstossen.

Das Rechtsgutachten kritisiert insbesondere auch das Vorgehen
der  Hochschulen  mit  den  Lohnstufen  zur  Umgehung  eines
Sozialplans.

Der fh-zh hat das Rechtsgutachten allen Verbandsmitgliedern,
zahlreichen  politischen  Gremien,  wie  Regierungsrat,
Kantonsrat, Fachhochschulrat, Hochschulamt des Kantons Zürich,
ZHAW, ZHdK, PHZH und einigen Medien zugestellt.

In einem Begleitschreiben weist der fh-zh auf wichtige Mängel
in der Umsetzung der neuen Personalverordnung hin und kündigt
an, dass der fh-zh eine Aufsichtsbeschwerde beim Regierungsrat
einreichen  würde,  wenn  die  zuständigen  Institutionen  und
Aufsichtsinstanzen  nicht  von  sich  aus  aktiv  werden  und
Korrekturen einleiten.

Aktuell  wartet  der  fh-zh  die  Reaktionen  auf  das
Rechtsgutachten  ab.

Im Namen des Vorstandes des fh-zh


